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"Beck war für die Menschen da"
Der mächtigste Gewerkschafter Deutschlands über Gerechtigkeit, die Agenda 2010 und "Moses" Münte-
fering. Zur Linken spürt Huber keine besondere Nähe, dafür lobt er die CDU. Die SPD müsse sich ihrer
Herkunft besinnen

Herr Huber, Sie sind ein großer Kritiker
der Agenda 2010. Hat sie nicht neue Ar-
beitsplätze und damit auch Ihnen neue
Mitglieder gebracht?
Huber: Die Agenda hat Arbeitsplätze
geschaffen? Die Metallindustrie hat Ar-
beitsplätze geschaffen, was hat die Poli-
tik damit zu tun? Nichts! Die Agenda
2010 hat viele Menschen in Armut ge-
stürzt. Ich war in Arbeitslosen-Kreisen,
wo Leute berichtet haben, dass sie ihre
gesamten Ersparnisse hergeben mus-
sten. Es ist jenseits der Würde dieser
Menschen, als Bittsteller vor dem Sozi-
alamt zu stehen.
Nun wird mit Franz Müntefering ausge-
rechnet der "Moses der Agenda", wie
ihn Ex-Kanzler Schröder einmal ge-
nannt hat, SPD-Chef. Das muss ein
Schock für Sie sein.
Huber: Moses war, soweit ich weiß,
kein Prophet, oder?
Hoffen Sie, dass Müntefering künftig
nicht mehr so eisern an der Agenda
2010 festhält?
Huber: Das weiß ich nicht. Ich werde
mich aber bald mit ihm treffen. Die
Agenda hat zu einem Abbau von Rech-
ten und Leistungen für Arbeitnehmer
geführt. Mehr noch: Sie gibt keine Ant-
worten auf die Fragen der Zukunft. Poli-
tik muss sich um das kümmern, was die
Leute bewegt und bedrückt.
Kurt Beck hat Teile der Agenda zurück-
genommen. Jetzt ist er weg.

Huber: Für Beck war die Agenda nicht
die Tafel der zehn Gebote. Er war und
er ist bereit, die Themen der Menschen
aufzunehmen. Ich bedaure seinen Rück-
tritt ausdrücklich. Beide Volksparteien
müssen sich den Themen der sozialen
Gerechtigkeit stellen. Die Union stellt
sich in Teilen dieser Frage.
In NRW empfiehlt die CDU sogar den
Eintritt in die Gewerkschaften und wirbt
dafür, dass Gewerkschaftsmitglieder
mehr Lohn erhalten.
Huber: Wir freuen uns über das Be-
kenntnis zur Tarifautonomie. Es ist in-
teressant zu sehen, wie gewerkschaftli-
che Strategien von Parteien aufgegriffen
werden. Besserstellung von Mitgliedern
in Tarifverträgen gibt es bereits. Das
machen wir schon. Es ist gut, wenn Po-
litik uns unterstützt.
Wann wird die IG Metall wieder eine
Wahlempfehlung aussprechen, und für
wen?
Huber: Das kann ich so nicht beantwor-
ten. 2009 wird es aber mit Sicherheit
keine Empfehlung geben.
Die meisten Gemeinsamkeiten haben
Sie mit der Linken.
Huber: Ich bin und bleibe SPD-Mit-
glied. Aber die SPD muss sich wieder
ihrer Herkunft bewusst werden und Ar-
beitnehmerinteressen vertreten. Dass ich
eine besondere Nähe zur Linken hätte,
kann ich nicht sagen. Die IG Metall
lässt sich nicht instrumentalisieren.

Wie sollte die SPD mit der Linken um-
gehen?
Huber: Ich will der SPD keine Ratschlä-
ge geben. Der Sinn unserer Demokratie
liegt aber nicht in Großen Koalitionen.
Die SPD darf sich nicht mit der Rolle
als Juniorpartner zufrieden geben.
In NRW haben Gewerkschafter die Lin-
ke aufgebaut.
Huber: Die IG Metall ist eine Einheits-
gewerkschaft. Soll ich sagen, ich will
euch nicht mehr als Mitglieder? Wir ha-
ben viel Toleranz und Geduld aber auch
eine klare Linie.
Welche Reformen fordern Sie von der
nächsten Regierung?
Huber: Eine Regulierung der Leiharbeit.
Sie wird zunehmend zum Angriff auf
normale Arbeitsplätze. Zweitens muss
der Mindestlohn kommen. Es ist schein-
heilig zu sagen, das sei Sache der Tarif-
partner. In vielen Bereichen verabschie-
den sich Arbeitgeber einfach vom Flä-
chentarif. Außerdem muss es eine Al-
terssicherung geben. Wir haben eine Al-
tersteilzeit gemacht, die Politik drückt
sich da. Der mächtigste Gewerkschafter
Deutschlands: IG-Metall-Chef Berthold
Huber. Foto: ddp
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